
 

Für eine gerechte Finanzierung  

Wir brauchen eine ambitionierte Investiti-

onspolitik, die den Herausforderungen der 

Zeit gewachsen ist. Neben einer gerechteren 

Einnahmebasis durch angemessene Besteu-

erung sehr hoher Vermögen und Einkommen 

müssen die Grundlagen für eine Kreditfinan-

zierung wichtiger Zukunftsinvestitionen ge-

schaffen werden. 

Bei einmaligen Investitionen z.B. in die 

Schiene, in Datennetze, die Energieinfra-

struktur oder zur Förderung privater Klima-

schutzinvestitionen sprechen gute Gründe 

für eine Kreditfinanzierung: Von diesen Zu-

kunftsinvestitionen profitieren nicht zuletzt 

künftige Generationen. Die Schuldenbremse 

in ihrer derzeitigen Form verhindert das je-

doch. Sie ist eine echte Zukunftsbremse. Sie 

schränkt den finanziellen Spielraum für eine 

notwendige Investitionspolitik erheblich 

ein, obwohl Deutschland im Vergleich der 

großen Industriestaaten (G7) die mit Ab-

stand geringste Staatsschuldenquote auf-

weist. 

 
Abbildung 1: Die Schuldenbremse ist eine echte Zukunftsbremse. 
Quelle: Öffentliche Finanzen und Preisentwicklung. Zum Teil Schät-
zung. Stand: Juni 2024. G7 in Zahlen. Statistisches Bundesamt. 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Laender-Regionen/Internatio-
nales/Thema/allgemeines-regionales/G7/G7.html?nn=632814#finan-
zen 

Wir brauchen eine Finanzpolitik, die eine be-

schäftigungsfokussierte Modernisierung der 

Wirtschaft unterstützt. Mittlerweile fordert 

auch der Großteil der Ökonomen und Wirt-

schaftsverbände bis hin zum Internationalen 

Währungsfonds, zukunftsweisende Investiti-

onen verstärkt durch Kreditaufnahme zu fi-

nanzieren. Kreditfinanzierte Zukunftsinvesti-

tionen sichern den Wohlstand von Morgen 

und finanzieren sich über Wachstumseffekte 

zu einem guten Teil selbst. Umgekehrt gilt: 

Bleiben die nötigen Investitionen aus, tra-

gen künftige Generationen die Folgen von 

maroder Infrastruktur, Umweltproblemen, ei-

nem schwächeren Wachstum und dem Ver-

lust von Industriearbeitsplätzen. Die Heraus-

nahme von Ersatz- und Erweiterungsinvesti-

tionen aus der Schuldenbremse – als soge-

nannte Goldene Regel – ist daher ökono-

misch sinnvoll und muss angesichts der 

enormen Investitionsbedarfe im Zentrum ei-

ner Reform der Schuldenbremse stehen. 

Für die zielgerichtete und verlässliche Finan-

zierung von mehr öffentlichen und privaten 

Investitionen in den klimaneutralen Umbau 

der Industrie sind weitere Instrumente in Be-

tracht zu ziehen. Auch ein Sondervermögen 

Transformation oder ein Fondsmodell zur In-

vestitionsfinanzierung könnten die Planbar-

keit herstellen, die in der gegenwärtigen 

Sparpolitik gänzlich fehlt.  

Im EU-Kontext sollte sich die deutsche Poli-

tik dafür einsetzen, dass die EU-Kommission 

ihren gegebenen Spielraum nutzt. Anzustre-

ben ist unter anderem die Einführung einer 

goldenen Investitionsregel auch auf EU-

Ebene und die Finanzierung einer europäi-

schen Investitionsoffensive über einen EU-

Zukunftsfonds. 

 



 

Die jüngste Sparpolitik belastet einen Groß-

teil der Gesellschaft und dabei vor allem 

auch viele Personen und Haushalte mit ge-

ringen Einkommen. Zugleich leistet sich 

Deutschland weiterhin umfangreiche Steuer-

privilegien für Reiche. Für Hochvermögende 

ist Deutschland ein echtes Niedrigsteuer-

land. So könnte speziell eine höhere Besteu-

erung großer Vermögen mehr Spielraum für 

wichtige Investitionen schaffen. Aus ökono-

mischer Sicht ist es zudem naheliegend, zu-

mindest die erhöhten laufenden Ausgaben 

für den Umbau der Wirtschaft durch höhere 

laufende Einnahmen zu finanzieren – also 

durch mehr Steuereinnahmen. Das Steuer-

konzept des DGB macht präzise Vorschläge, 

wie sich die Einnahmebasis des Staates – 

und dadurch dessen Handlungsfähigkeit – 

stärken lässt. Zugleich zeigt das DGB-Kon-

zept Wege auf, wie das Steuersystem gerech-

ter ausgestaltet werden und Ungleichheiten 

reduzieren kann – mit einer stärkeren Orien-

tierung an der tatsächlichen Leistungsfähig-

keit des Einzelnen.  

 

Was die IG Metall fordert:  

➢ grundlegende Reform der Schuldenbremse im Grundgesetz mit einer erneuten Veranke-

rung einer goldenen Regel, die sicherstellt, dass Investitionen, in die für den Umbau der 

Wirtschaft benötigte Infrastruktur vollständig kreditfinanziert werden können, und die zu-

gleich wieder deutlich mehr Investitionen im Bildungssektor und in der kommunalen Da-

seinsvorsorge ermöglicht 

➢ kohärente Investitions- und Schuldenregeln auf kommunaler, Länder-, nationaler und eu-

ropäischer Ebene (Anhebung der gesetzlichen Grenze für das gesamtstaatliche konjunk-

turbereinigte Defizit auf 1,5% des BIP) 

➢ Verlässlichkeit und Planbarkeit bei öffentlichen und privaten Investitionen in den klima-

neutralen Umbau der Industrie (Prüfung von Finanzierungsalternativen, wie z.B. eines Son-

dervermögens Transformation i.H.v. bis zu 600 Mrd. Euro) 

➢ Umsetzung des DGB-Steuerkonzepts für eine gerechter gestaltete staatliche Einnahmeba-

sis sowie zur Steigerung des Steueraufkommens  

o progressiv wirkende Reform des Einkommenstarifs, um speziell auch die arbeitende 

Mitte zu entlasten 

o Abschaffung der Abgeltungssteuer (Arbeitseinkünfte nicht stärker besteuern als Kapi-

talerträge) 

o (Wieder-)Einführung der Vermögenssteuer für besonders vermögende Personen – im 

Idealfall in Abstimmung mit einer Mindestbesteuerung für Superreiche im Kreis der 

G20-Staaten 

o Reform der Gewerbesteuer, um die Steuereinnahmen der Kommunen unabhängiger 

von der Konjunktur zu machen 

 

 


